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Text 

Eigenerklärung, Verlangen der Nachweise durch den Sektorenauftraggeber 

§ 231. (1) Der Sektorenauftraggeber hat festzulegen, mit welchen Nachweisen Unternehmer, die an 
einem Vergabeverfahren teilnehmen, ihre 

 1. berufliche Befugnis, 

 2. berufliche Zuverlässigkeit, 

 3. finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie 

 4. technische Leistungsfähigkeit 

zu belegen haben. Nachweise dürfen nur so weit festgelegt werden, wie es durch den Gegenstand des 
Auftrages gerechtfertigt ist. Dabei hat der Sektorenauftraggeber die berechtigten Interessen des 
Unternehmers am Schutz seiner technischen oder handelsbezogenen Betriebsgeheimnisse zu 
berücksichtigen. 

(2) Bewerber oder Bieter können ihre Befugnis, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit auch durch 
die Vorlage einer Erklärung belegen, dass sie die vom Sektorenauftraggeber verlangten Eignungskriterien 
erfüllen und die festgelegten Nachweise auf Aufforderung unverzüglich beibringen können 
(Eigenerklärung). In einer solchen Erklärung sind die Befugnisse anzugeben, über die der Unternehmer 
konkret verfügt. 

(3) Bei der Vergabe von Aufträgen kann der Sektorenauftraggeber die Vorlage bestimmter 
Nachweise von bestimmten Bewerbern oder Bietern verlangen, sofern dies nach Auffassung des 
Sektorenauftraggebers erforderlich ist. Bei der Vergabe von Aufträgen im Oberschwellenbereich hat der 
Sektorenauftraggeber vor Zuschlagserteilung die Vorlage der festgelegten Nachweise vom 
Zuschlagsempfänger jedenfalls zu verlangen; bei einer Vergabe in Losen gilt dies nur, wenn der 
geschätzte Wert des einzelnen Loses den in § 180 Abs. 1 genannten jeweiligen Schwellenwert erreicht. 

(4) Nach Maßgabe des Abs. 3 kann der Sektorenauftraggeber den Unternehmer auffordern, 
erforderliche Nachweise binnen einer angemessenen Frist vorzulegen bzw. vorgelegte Bescheinigungen 
binnen einer angemessenen Frist zu vervollständigen oder zu erläutern. Nachweise können auch in Kopie 
oder elektronisch vorgelegt werden. 

(5) Der Unternehmer kann den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit auch 
durch den Nachweis der Eintragung in einem einschlägigen, allgemein zugänglichen Verzeichnis eines 
Dritten führen, sofern diesem die vom Sektorenauftraggeber festgelegten Unterlagen in der vom 
Sektorenauftraggeber gewünschten Aktualität vorliegen und vom Sektorenauftraggeber selbst unmittelbar 
abrufbar sind. Der Unternehmer kann den Nachweis der Befugnis, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit 
auch mit anderen als den vom Sektorenauftraggeber festgelegten Unterlagen führen, sofern die 
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festgelegten Unterlagen aus einem gerechtfertigten Grund nicht beigebracht werden können und die 
vorgelegten Unterlagen die gleiche Aussagekraft wie die ursprünglich festgelegten aufweisen. Der 
Nachweis der gleichen Aussagekraft ist vom Unternehmer nach Aufforderung zu erbringen. 

(6) Im Falle der Angebotslegung durch eine Arbeitsgemeinschaft oder eine Bietergemeinschaft hat 
jedes Mitglied die Befugnis für den ihm konkret zufallenden Leistungsteil nach Maßgabe der Abs. 2 und 
3 nachzuweisen. 


